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Dachverband der SED-Opfer über den Vergleich Israels mit der DDR durch 
Günther Grass
Rainer Wagner: “Die Äußerungen sind unerträglich“

In einem Beitrag, der heute in der Süddeutschen Zeitung veröffentlicht wurde, hat Günther 
Grass auf das von Israel verhängte Einreiseverbot vor dem Hintergrund der Debatte um sein
umstrittenes Gedicht „Was gesagt werden muss“ reagiert. In diesem Beitrag erinnert Grass an 
sein Einreiseverbot in die DDR und fühlt sich durch die Begründung des neuerlichen Einreise-
verbots „ …– dem Tonfall nach - an das Verdikt des Ministers Mielke“ erinnert.

Für den Bundesvorsitzenden des Dachverbands der SED-Opfer, Rainer Wagner, ist ein solcher 
Vergleich inakzeptabel. Wagner hierzu:

„Diese Äußerungen sind schlichtweg unerträglich. Wenn Günther Grass eine Ähnlichkeit Israels 
mit der DDR suggeriert, stellt er wieder einmal seine beschämende historische Unkenntnis
unter Beweis. Er, der sich einst damit blamierte, die DDR als ‚kommode Diktatur’ zu 
bezeichnen, stellt nun die einzige wirkliche Demokratie im Nahen Osten auf eine Stufe mit dem 
Mielke-Terror. Damit hat er nicht nur eine neue Ebene der Peinlichkeit erreicht, damit 
verhöhnt er auch alle, die unter den Repressionen des SED-Regimes gelitten haben.“

Nach Meinung von Wagner sollte Grass bei seiner Kritik auch nicht den anderen Aspekt seines 
Einreiseverbots vergessen:

“Das ist nicht etwa nur sein Gedicht, sondern auch seine jahrzehntelang verschwiegene
Mitgliedschaft in Hitlers Waffen-SS. Es stünde ihm deshalb besser zu Gesicht, sich zu schwei-
gen.“
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